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Sehr geehrte Damen und Herren! 

Heute lesen Sie im Newsletter des Finanzgerichts Münster u.a Entscheidungen zur Erfassung 

von Gewinnen aus Pokerturnieren und Cash Games als gewerbliche Einkünfte und zur 
einkommensteuerlichen Behandlung der Restschuldbefreiung. 

  

 

 

 Aktuelle Entscheidungen 

Turnierpokerspieler erzielt gewerbliche Einkünfte 

Der 14. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 18. Juli 2016 (Az. 14 K 1370/12 E,G) 
entschieden, dass Gewinne aus der Teilnahme an Pokerturnieren und sog. Cash Games zu 
gewerblichen Einkünften führen können. 

Der Kläger pokerte in den Streitjahren 2005 bis 2007 an insgesamt 91 Tagen auf Pokerturnieren in 
verschiedenen europäischen Ländern. Daneben nahm er auch an Cash Games in Spielbanken teil. 
Hierbei handelt es sich um Pokerrunden, in die die Teilnehmer jederzeit einsteigen und die sie (gegen 
Auszahlung e twaiger Gewinne) auch jederzeit wieder verlassen können. Aufgrund seiner großen 
Erfolge wurde in der Presse und im Internet über den Kläger berichtet. Das beklagte Finanzamt 
unterwarf die im Rahmen einer Steuerfahndungsprüfung ermittelten Pokergewinne als gewerbliche 
Einkünfte der Einkommen- und der Gewerbesteuer. Der Kläger war demgegenüber der Ansicht, dass 
die Gewinne nicht steuerbar seien, weil es sich um Glücksspiele handele. 

Der Senat wies die Klage ab. Mit der Teilnahme an den Pokerturnieren habe der Kläger sämtliche 
Merkmale eines Gewerbebetriebs erfüllt. Er habe seine wiederholte Teilnahme an den Turnieren 
autonom bestimmt und habe nach Beendigung seines Anstellungsverhältnisses hiermit seinen 
Lebensunterhalt bestritte n. Trotz des Umstands, dass 95% der Pokerspieler Geld verlieren würden, 
habe der Kläger mit Gewinnerzielungsabsicht gehandelt, was sich an seinen hohen Erträgen zeige. Er 
habe sich auch am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr, nämlich dem Verkehrskreis der 
Turnierpokerspieler beteiligt. Die vom Kläger besuchten Turniere stellten keine Glücksspiele dar, weil 
aufgrund wissenschaftlich-mathematischer Untersuchungen feststehe, dass bei einem Pokerturnier 
nicht das Zufallsmoment, sondern das Geschicklichkeitsmoment und die Spielerfahrung 
ausschlaggebend seien. Dies gelte jedenfalls für solche Spieler, deren Fähigkeiten über diejenigen 
eines Durchschnittsspielers hinausgehen. Schließlich habe der Kläger auch die Grenze zur privaten 
Vermögensverwaltung überschritten, da er - anders als ein Hobbyspieler - nicht lediglich seine 
privaten Spielbedürfnisse befriedigt habe. 

Die Gewinne aus den Cash Games seien ebenso zu behandeln wie die Gewinne aus den 
Pokerturnieren. Die Teilna hme hieran stehe in einem engen wirtschaftlichen Zusammenhang zu den 
Pokerturnieren, so dass selbst bei Annahme von Zufallsgewinnen ein Bezug zum Gewerbebetrieb des 
Klägers bestehe. Die vom Senat wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassene Revision ist 
beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen X R 34/16 anhängig.  
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Lesen Sie hierzu bitte auch die Pressemitteilung Nr. 13 vom 2. November 2016.  

Keine offenbare Unrichtigkeit bei Nichtberücksichtigung einer 
erklärten, aber nicht elektronisch übermittelten Rente  

Mit Urteil vom 21. Juli 2016 (Az. 9 K 2342/15 E) hat der 9. Senat des Finanzgerichts Münster 
entschieden, dass das Finanzamt eine Einkommensteuerfestsetzung nicht wegen einer offenbaren 
Unrichtigkeit gemäß § 129 AO erhöhen darf, wenn es bei der Bearbeitung der Erklärung le diglich 
elektronisch übermittelte Rentendaten berücksichtigt, aber eine erklärte weitere Rente, zu der keine 
elektronisch übermittelte Daten vorliegen, außer Ansatz gelassen hat. 

Die Klägerin, die im öffentlichen Dienst beschäftigt war, trat im Streitjahr 2011 in den Ruhestand. 
Danach bezog sie eine Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung und daneben - deutlich 
niedrigere - Zusatzleistungen aus einem Altersvorsorgevertrag bei der VBL Pflichtversicherung. Beide 
Renten gab sie in der Anlage R der Einkommensteuererklärung an. Da dem Finanzamt zum Zeitpunkt 
der Bearbeitung der Steuererklärung lediglich elektronisch übermittelte Daten der Zusatzrente, nicht 
aber der gesetzlichen Rente vorlagen, erfasste es die gesetzliche Rente im ursprünglichen 
Einkommensteuerbescheid nicht. Nach Eintritt der Bestandskraft änderte es die Steuerfestsetzung, 
indem es nunmehr die Rentenbezüge der Klägerin in zutreffender Höhe ansetzte. Die Beteiligten 
stritten darüber, ob hierfür eine Änderungsvorschrift eingreift.  

Der Senat gab der Klage in vollem Umfang statt. Die Voraussetzungen der einzig in Betracht 
kommenden Änderungsnorm des § 129 AO lägen nicht vor, weil dem Finanzamt bei Erlass des 
ursprüng lichen Einkommensteuerbescheids keine offenbare Unrichtigkeit unterlaufen sei. Im Streitfall 
habe ein konkreter Anlass zur Überprüfung der elektronisch übermittelten Daten bestanden, weil die 
Klägerin auf der Rückseite der Anlage R die Eintragungen zur Zusatzrente in der Spalte „2. Rente“ 
vorgenommen habe. Für den Sachbearbeiter hätte es daher nahe gelegen, auf die Vorderseite der 
Anlage R zu blättern, auf der unter „1. Rente“ die gesetzliche Rente eingetragen war. Hierauf habe er 
allerdings bewusst verzichtet und sich lediglich auf die elektronisch übermittelten Daten verlassen. 
Auch angesichts der Tatsache, dass der Sachbearbeiter die erklärten Vorsorgeaufwendungen deutlich 
gekürzt hat, hätte sich die Frage aufgedrängt, warum jeweils deutlich höhere Werte angegeben 
wurden als elektronisch übermittelt. Diese unterlassene Sachaufklärung lasse sich nicht mit einem 
bloßen mechanischen Versehen erklären. 

Restschuldbefreiung wirkt auf das Jahr der Betriebsaufgabe 
zurück   

Der 9. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 21. Juli 2016 (Az. 9 K 3457/15 
E,F) entgegen der Verwaltungsanweisung entschieden, dass eine durch die Restschuldbefreiung 
entstehende Gewinnerhöhung nicht im Jahr der Erteil ung der Restschuldbefreiung zu berücksichtigen 
ist, sondern steuerlich auf das Jahr der Betriebsaufgabe zurückwirkt.  

Der Kläger erzielte gewerbliche Einkünfte, aus denen erhebliche Verlustvorträge resultierten. Kurz 
nach Betriebsaufgabe Anfang 2005 wurde über sein Vermögen das Privatinsolvenzverfahren eröffnet, 
nach dessen Abschluss ihm im Jahr 2011 Restschuldbefreiung in Höhe von ca. 5,5 Mio. € erteilt 
wurde. Während der Dauer des Insolvenzverfahrens verrechneten der Kläger und seine mit ihm 
zusammen zur Einkommensteuer veranlagte Ehefrau einen Teil der vorgetragenen Verluste mit nicht 
vom Insolvenzverfahren betroffenen positiven Einkünften. Zum 31.12.2010 belief sich der gesondert 
festgestellte Verlustvortrag des Klägers auf ca. 1,1 Mio. €. 

Das Finanzamt minderte den Verlustvortrag zunächst um die positiven Einkünfte des Jahres 2011 und 
erließ auf den 31.12.2011 einen entsprechenden Verlustfeststellungsbescheid. Nach dessen 
Bestandskraft gelangte es zu der Auffassung, dass in Höhe dieses verbleibenden Verlustes aufgrund 
der Restschuldbefreiung gewerbliche Einkünfte d es Klägers vorlägen und hob den 
Verlustfeststellungsbescheid zum 31.12.2011 wieder auf. Dabei berief es sich auf das BMF-Schreiben 
vom 22.12.2009 (BStBl. I 2010, 18). Die Beteiligten stritten in erster Linie darüber, ob hierfür eine 
Änderungsvorschrift einschlägig sei.  

Der Senat gab der Klage bereits deshalb statt, weil für das Streitjahr 2011 keine Gewinnerhöhung 
anzusetzen sei. Die Erteilung einer Restschuldbefreiung führe zwar - wie ein Forderungsverzicht - 
beim Kläger zu einem außerordentlichen Ertrag, denn er sei durch die Schulden nicht mehr 
wirtschaftlich belastet. Der Ertrag sei jedoch d em Jahr zuzurechnen, in dem der Betrieb aufgegeben 
wurde. Auf diesen Zeitpunkt sei der Aufgabegewinn im Sinne von § 16 EStG zu berechnen. Obwohl 
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die Erteilung der Restschuldbefreiung erst im Jahr 2011 erfolgt sei, wirke sie auf das Jahr 2005 
zurück. Nur auf diese Weise trete das dem Gebot der Besteuerung nach der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit entsprechende Ergebnis ein, dass die festgestellten Verluste nicht mit nach dem 
Zeitpunkt der Betriebsaufgabe entstandenen positiven Einkünften verrechnet werden können. Der 
Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassen. Diese ist 
dort unter dem Az. IX R 30/16 anhängig. 

Keine Erbschaftsteuerbefreiung für das Familienheim bei 
Weiterübertragung  

Gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 4b Satz 5 ErbStG entfällt die Erbschaftsteuerbefreiung eines selbstgenutzten 
Familienheims durch den Ehegatten rückwirkend, wenn dieser es innerhalb von zehn Jahren nach 
dem Erwerb nicht mehr zu eigenen Wohnzwecken nutzt. Der 3. Senat des Finanzgerichts Münster hat 
mit Urteil vom 28. September 2016 (Az. 3 K 3757/15 Erb) entschieden, dass der Wegfall der Befreiung 
trotz Selbstnutzung auch dann eintritt, wenn die Erbin das Grundstück unter Nießbrauchsvorbehalt auf 
ihre Tochter überträgt. 

Die Klägerin ist Alleinerbin ihres Ehemannes. Zum Nachlass gehörte auch der hälftige Anteil am 
bisher von den Eheleuten und nach dem Tod des Ehemannes allein von der Klägerin zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Grundstück. Nachdem das Finanzamt den Erwerb des Grundstücks im 
Erbschaftsteuerbescheid steuerfrei gestellt hatte, übertru g die Klägerin das Eigentum am Grundstück 
unter Vorbehalt eines lebenslänglichen Nießbrauchsrechts an ihre Tochter. Das Finanzamt änderte 
daraufhin die Erbschaftsteuerfestsetzung dahingehend, dass der Grundbesitz nunmehr als 
steuerpflichtiger Erwerb behandelt wurde. Hiergegen wandte sich die Klägerin mit der Begründung, 
dass es für den Erhalt der Steuerbefreiung nur auf die Selbstnutzung, nicht aber auf die 
Eigentümerposition ankomme.  

Die Klage hatte keinen Erfolg. Obwohl der Gesetzeswortlaut die Beibehaltung der Eigentümerstellung 
durch den Erwerber nicht ausdrücklich erfordere, entfalle die Steuerbefreiung - so der Senat - nach 
dem Zweck der Privilegierung. Danach soll der Erwerber eines Familienheims nicht gezwungen sein, 
seine Eigentümerposition aufzugeben, um die Erbschaftsteuer entrichten zu können. Dies lasse sich 
sinnvollerweise nur verwirklichen, wenn die Steuerbefreiung an die Eigentümerstellung geknüpft sei. 
Hierfür spreche auch die Gesamtkonzeption der Vorschriften zur Steuerbefreiung des Erwerbs eines 
Familienheims. So ordne das Gesetz an, dass die Steuerbefreiung nicht zu gewähren sei, wenn der 
Erbe das Eigentum am Familienheim durch eine Anordnung des Erblassers weiterübertragen müsse. 
Es sei kein sachlicher Grund erkennbar, den Fall einer freiwilligen Übertragung demgegenüber mit 
einer Steuerbefreiung zu begünstigen. Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof zur 
Fortbildung des Rechts zugelassen.  

 Weitere Entscheidungen im Überblick 

Einkommensteuer 

Zur Abgrenzung einer verdeckten Gewinnausschüttung von einem bloßen Buchungsfehler 
(Urteil vom 22. Juni 2016, Az. 7 K 691/12 F) 

Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen ein Ingenieur, der als Subunternehmer auf 
Baustellen in Turkmenistan tätig ist, dort eine Betriebsstätte unterhält (Urteil vom 22. Juni 2016, 
Az. 7 K 2297/14 E, NZB BFH I B 80/16) 

Erbschaftsteuer 

Zu den Voraussetzungen der unverzüglichen Selbstnutzung eines Familienheims durch den 
Erben (Urteil vom 28. September 2016, Az. 3 K 3793/15 Erb)  

 

Verfahrensrecht 

Zum Rechtsschutzbedürfnis für eine nach Erteilung der Restschuldbefreiung erhobenen Klage 
gegen einen vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens erlassenen Haftungsbescheid (Urteil vom 9. 
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September 2016, Az. 4 K 2154/15) 

Vollstreckung 

Darf das Finanzamt eine angebotene Barzahlung ablehnen? (Beschluss vom 1. Oktober 2015, Az. 

7 V 2897/15 AO) 

 In eigener Sache 

Viele Köpfe – ein Produkt: Der gehobene Dienst  

Viele Aufgaben des Finanzgerichts Münster werden von den Beamtinnen und Beamten des 
gehobenen Dienstes wahrgenommen. Diese sind steuerlich fundiert ausgebildet und vor allem für die 
Berechnung der Streitwerte und der Kostenquoten verantwortlich. In ihren Aufagbenbereich fällt 
insbesondere der Erlass von Kostenfestsetzungsbeschlüssen. Förmliche Streitwertbeschlüsse 
ergehen dagegen im Regelfall in finanzgerichtlichen Verfahren nicht. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des gehobenen Dienstes berechne n darüber hinaus die steuerlichen Auswirkungen bei 
komplexen Sachverhalten, ermitteln bei Prozesskostenhilfeanträgen die Bedürftigkeit der Antragsteller 
und setzen die aus der Staatskasse zu zahlenden Vergütungen fest. In der 
Rechtsantragstelle unterstützen sie die Rechtssuchenden und nehmen deren Klagen und Anträge 
entgegen. Näheres hierzu können Sie unserer Homepage unter http://www.fg-
muenster.nrw.de/aufgaben/Rechtsantragstelle/index.php entnehmen. Schließlich ist der gehobene 
Dienst auch mit der Neutralisierung zu veröffentlichender Entscheidungen, der Erteilung 
vollstreckbarer Ausfertigungen und zahlreichen organisatorischen Aufgaben des Finanzgerichts 
Münster betraut.    
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